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Einleitung

Bei einer Vorstellung des Zirkus Althoff im März 1987 in Frankfurt sack-
te der Stargast, der Zoologe und Dokumentarfilmer Bernhard Grzimek, 
in seiner Loge zusammen. Jede Hilfe kam zu spät, Grzimek verstarb noch 
vor Ort.1 Die Nation trauerte um einen der bekanntesten Deutschen, der 
seit Mitte der 1950er Jahre durch seine Sendung »Ein Platz für Tiere« be-
kannt geworden war und seither wöchentlich ein Millionenpublikum für 
die Artenvielfalt begeistern konnte.2 Nach seinem Tod würdigte selbst 
der Bundespräsident den lebenslangen Einsatz Grzimeks für den Schutz 
der Natur und bedrohter Tiere. Wenig später kam an die Öffentlichkeit, 
dass der ehemalige Frankfurter Zoodirektor nicht nur ein stattliches Ver-
mögen hinterlassen hatte, sondern auch verworrene Familienverhältnis-
se. Nach 42 Jahren Ehe, aus der zwei Söhne hervorgegangen waren, hatte 
er sich von seiner Frau getrennt und die Witwe seines 1959 in der Seren-
geti verstorbenen Sohnes Michael, Erika Grzimek, geheiratet. Von dieser 
forderte Michaels älterer Bruder nach Bernhard Grzimeks Tod 27 Mil-
lionen DM aus dem Nachlass seines Vaters. Erika reklamierte hingegen 
für sich, die rechtmäßige Alleinerbin zu sein.3 Dass Bernhard Grzimek 
zudem noch zwei uneheliche Kinder hatte, wie nach seinem Tod öffent-
lich bekannt wurde, machte die Sache nicht leichter. Der Streit endete 
vor Gericht und wurde weiter verkompliziert, da posthum die Adoption 
der beiden Kinder seiner zweiten Frau, die zugleich seine Enkelkinder 
waren, gerichtlich anerkannt worden war, sodass diese nun auch Pflicht-
teilsansprüche am Erbe reklamieren konnten.4 Am Ende dauerte der 
Prozess vierzehn Jahre und endete in einem Vergleich, über den aber 
keine Informationen an die Öffentlichkeit gelangten. Allerdings hatte 
sich im Verlauf des Verfahrens gezeigt, dass Grzimek ein vermögender 
Mann gewesen war. Sein Nachlass umfasste Immobilien in Afrika und 
Nordamerika, ein Grundstück in der Schweiz, ein Weingut in der Pfalz, 

1 Gestorben: Bernhard Grzimek, in: Der Spiegel 12/1987.
2 Vgl. hierzu die Bildergalerie zum Leben Grzimeks auf welt.de: https://www.welt.

de/reise/gallery2979155/Der-Mann-der-die-Serengeti-rettete.html (letzter Aufruf: 
3.5.2021).

3 Hierzu und zum Folgenden: Helga Einecke, Der Tier-Professor. Mit seinen Natur-
filmen häufte der Zoodirektor Bernhard Grzimek Millionen an. Der Kampf um 
sein Erbe zerrüttete die ganze Familie, in: Marc Beise/Hans-Jürgen Jakobs (Hg.): 
Der Kampf ums Erbe. Spektakuläre Erbfälle und ihre Geschichte, München 2012, 
S. 149-153, S. 149 f.

4 Vgl. Claudia Sewig, Der Mann, der die Tiere liebte. Bernhard Grzimek, Bergisch-
Gladbach 2009, S. 429 f.
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eine Beteiligung an der Wohnungsbaugesellschaft »Neue Heimat« und 
ein Bankschließfach, in dem sich neben 17 Kilo Gold und Münzen auch 
diverse Wertpapiere befunden hatten. Die lange Dauer des Rechtsstreits 
lag nicht zuletzt an der Bewertung des Nachlasses, wobei auch der Ver-
dacht aufkam, dass die Anwälte der Witwe den Prozess künstlich in die 
Länge zogen, da Bernhard Grzimek seine Besitztümer gegenüber den 
deutschen Steuerbehörden nicht ordnungsgemäß deklariert hatte, was 
folgenlos blieb, wenn die Verjährungsfrist für Steuerhinterziehung über-
schritten war.5

Wenn eine Person stirbt, werden ihre privaten Vermögensverhältnisse 
sichtbar, die im Normalfall für Außenstehende, oftmals aber auch für 
nahe Angehörige im Verborgenen lagen. Außereheliche Affären, schnel-
ler Reichtum, Intrigen in Familien, kriminelle Energie, Ungerechtigkei-
ten und Zurückweisung durch eine Person, die einem nahe war – all das 
sind Problemlagen, die im Zuge einer Vermögensvererbung aufscheinen. 
Neben dieser persönlichen Ebene bleibt der Vorgang des Vererbens aber 
auch in einer allgemeineren sozialen Hinsicht nicht wirkungslos. Die 
privaten Vermögen in Deutschland erreichen immer neue Höchststände, 
und mit ihnen steigen auch die jährlich vererbten Vermögen beständig. 
In der letzten Dekade sind, so wird geschätzt, zwei bis drei Billionen 
Euro vererbt worden, die Tendenz ist steigend.6 Da Erbchancen gesell-
schaftlich ungleich verteilt sind, ist davon auszugehen, dass Erbschaften 
bestehende soziale Ungleichheitsverhältnisse konservieren oder sogar 
stärker akzentuiert in die Zukunft fortschreiben. So erben Akademiker 
und Bezieher hoher Einkommen signifikant häufiger als Menschen mit 
niedrigen Bildungsabschlüssen und geringen Einkommen. Westdeutsche 
erben mehr als Ostdeutsche und Angehörige kinderreicher Familien 
weniger als Einzelkinder.7 Immer häufiger wird sogar befürchtet, dass 
die deutsche Gesellschaft von einer Leistungsgesellschaft zu einer »Er-
bengesellschaft« mutiert, insbesondere weil die Kinder derjenigen, die 
im »Wirtschaftswunder« ihre Karrieren begannen, nun vermehrt ihr Erbe 

5 Vgl. Einecke, Tier-Professor, S. 152.
6 Vgl. hierzu: Stefan Bach/Andreas Thiemann, Hohe Erbschaftswelle, niedriges 

Erbschaftsteueraufkommmen, in: DIW-Wochenbericht 3/2016, S. 63-71. Aufgrund 
einer Anpassung der Berechnungsmethode geht das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung mittlerweile davon aus, dass bis 2017 jährlich etwa 400 Milliarden 
vererbt werden. Vgl. hierzu: Deutsche erben 400 Milliarden Euro im Jahr, in: ma-
nager magazin, 7. Juni 2017.

7 Vgl. hierzu: Martin Kohli/Harald Künemund/Andrea/Schäfer/Jürgen Schupp/
Claudia Vogel, Erbschaften und ihr Einfluss auf die Vermögensverteilung, in: Vier-
teljahrshefte für Wirtschaftsforschung 75/1 (2006), S. 58-76.

einleitung
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antreten.8 All die sozialen Szenarien und gesellschaftlichen Prognosen, 
die derartige Deutungsangebote sozialer Verteilung hervorrufen, haben 
eine Gemeinsamkeit. Sie betrachten die Gegenwart und projizieren de-
ren Entwicklung in die Zukunft, ohne sensibel dafür zu sein, dass die 
Ansammlung von Kapital in der Bundesrepublik und dessen Weitergabe 
durch den Prozess des Vererbens historisch geformt ist. Über dessen 
Wandel und Bedeutung für individuelle Biografien wie für gesellschaft-
liche Strukturen wissen wir wenig. Diese Entwicklung von Erbstrukturen 
und -praktiken zu untersuchen und den Akt des Vererbens auf seine ge-
sellschaftlichen und sozialen Auswirkungen hin zu befragen, ist das Ziel 
der vorliegenden Arbeit.

Vermögensvererbung als Forschungsgegenstand

Die Vermögensvererbung beschreibt eine Übertragung von Eigentum 
aufgrund des Todes einer Person (Erblasser*in) auf eine oder mehrere – 
meist in einem verwandtschaftlichen Verhältnis stehende – hinterlassene 
Personen (Erb*innen). Dieser alltägliche Vorgang ist ein wichtiger sozia-
ler Mechanismus, der dazu beiträgt, die Wirtschafts- und Sozialordnung 
im Generationenübergang aufrechtzuerhalten. Auf der individuellen 
Ebene ist die Vererbung im Grunde eine Art letzte Revision. Soziale 
Beziehungen werden bei der Erbregelung bewertet, geordnet, möglicher-
weise jenseits der formalen Beziehungsverhältnisse neu sortiert. Soziale 
Ordnung wird hergestellt, indem Erb*innen von Nicht-Erb*innen abge-
grenzt oder die Verhältnisse zwischen einzelnen Erb*innen geregelt und 
dabei kollektive Identitäten (Familie, Verwandtschaft, Freundschaft) ein 
letztes Mal bekräftigt oder auch, wie bei Grzimek für manche überra-
schend, neu formiert werden.9 Dabei spielen im Grunde verschiedene 

8 So ein gängiges Narrativ, das häufig medial aufgegriffen wird. Vgl. etwa: »Deutsch-
land, Land der Erben« der RP Plus, https://rp-online.de/digitales/deutschland 
land-der-erben_aid-13406711 (letzter Aufruf: 3.5.2021), oder den ZEIT-Titel zur 
Erbenrepublik: Kolja Rudzio, Wie viel Erbe ist gerecht? Die Deutschen besitzen so 
viel Vermögen wie nie zuvor. Drei reiche Nachkommen über ihr Schicksal, in Geld 
zu schwimmen, in: Die ZEIT 30 (2002), https://www.zeit.de/2012/30/Erbenrepu-
blik (letzter Aufruf: 3.5.2021), in Buchform, jedoch ohne erkennbaren Mehrwert 
aufgrund der fehlenden Tiefenschärfe der Analyse: Julia Friedrichs, Wir Erben. 
Was Geld mit Menschen macht, Berlin 2015.

9 Vgl. Frank Lettke, Vererbungsabsichten in unterschiedlichen Familienformen. Ein 
Beitrag zur Institutionalisierung generationaler Kontinuität, in: ders./Andreas Lan-
ge (Hg.): Generationen und Familien. Analysen – Konzepte – gesellschaftliche 
Spannungsfelder, Frankfurt a. M. 2005, S. 96-129, S. 98 f.

vermögensvererbung als forschungsgegenstand
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Zeitschichten hinein. Personen reflektieren ihren eigenen Lebensweg, 
bilanzieren ihre Lebensleistung und richten den Blick auf die Zeit nach 
dem eigenen Tod. Durch das aktive Regeln ihres Nachlasses können sie 
eine Zukunft teilweise mitgestalten, an der sie selbst nicht teilhaben wer-
den.10 Im Zuge dieses Prozesses können Erwartungen enttäuscht werden, 
sodass es letztlich zum Streit um ein Erbe kommen kann. Solche Strei-
tigkeiten enden nicht selten vor Gericht und wecken besonders dann das 
Interesse einer breiten Öffentlichkeit, wenn es um große Summen geht.11

Damit wird die zweite Bedeutungsebene der Vererbung deutlich. Der 
privatrechtliche Transfer vererbten Vermögens ist gesamtgesellschaftlich 
betrachtet ein Allokationsmechanismus ökonomischer Ressourcen, der 
die soziale Position einer Person innerhalb der Sozialordnung stark beein-
flussen kann. Da sich moderne kapitalistische Demokratien immer auch 
als Leistungsgesellschaften begreifen, in denen soziale Unterschiede me-
ritokratisch legitimiert werden müssen, irritiert das Prinzip der Vermö-
gensvererbung das soziale Selbstverständnis und bedarf einer besonderen 
Rechtfertigung.12 Verteilungskämpfe sowie damit verbundene Kontro-
versen über Gerechtigkeit oder die Rolle des Leistungsgedankens und 
des Privateigentums entzünden sich seit Jahrhunderten im theoretischen 
Nachdenken über den Umgang mit dem Prinzip der Vermögensverer-
bung.13 Pläne zur weitgehenden Konfiskation vererbter Vermögen und 
deren direkte oder indirekte Umverteilung erlangten zwar publizistisch 
größere Aufmerksamkeit, blieben aber politisch folgenlos.14 Bei der Ana-
lyse und Beschreibung der Vermögensvererbung gilt es zu bedenken, dass 

10 Vgl. Andreas Hansert, Die Erbschaft im Kontext familiärer Generationenbezie-
hungen, in: Frank Lettke (Hg.): Erben und Vererben. Gestaltung und Regulation 
von Generationenbeziehungen, Konstanz 2003, S. 143-155, S. 143.

11 Jeweils kurze Darstellungen zu über 30 Erbstreitigkeiten aus Europa und den USA, 
die in den letzten zwei Jahrhunderten für Aufsehen sorgten, finden sich bei: Marc 
Beise/Hans-Jürgen Jakobs (Hg.): Der Kampf ums Erbe. Spektakuläre Erbfälle und 
ihre Geschichte, München 2012.

12 Zur Legitimierung sozialer Ungleichheiten in modernen Gesellschaften vgl.: Rolf 
Becker/Andreas Hadjar, Meritokratie – Zur gesellschaftlichen Legitimation von 
Bildungs-, Erwerbs- und Einkommenschancen in: Rolf Becker (Hg.): Handbuch 
für Bildungssoziologie, Wiesbaden 2009, S. 35-59.

13 Vgl. hierzu: Jens Beckert, Erbschaft und Leistungsprinzip. Dilemmata liberalen 
Denkens, in: ders. (Hg.): Erben in der Leistungsgesellschaft, Frankfurt a. M. 2013, 
S. 41-64.

14 Anfang des 20. Jahrhunderts entwickelte der italienische Philosoph Eugenio 
Rignano einen Plan, der die stufenweise Besteuerung von Erbschaften bis zu 100 
Prozent vorsah. In der Gegenwart hat etwa der britische Philosoph Daniel Halliday  
an die Überlegungen Rignanos angeknüpft. Vgl. hierzu: Daniel Halliday, The 
Inheritance of Wealth. Justice, Equality, and the Right to Bequeath, Oxford 2018.

einleitung
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es sich hierbei faktisch um zwei Prozesse handelt, die in den Blick ge-
nommen werden müssen. Im Grunde deutet das Begriffspaar Erben und 
Vererben bereits an, dass die Vermögensübertragung aufgrund eines To-
des aus zwei unterschiedlichen Perspektiven zu beschreiben ist. Wer vom 
Vererben spricht, richtet den analytischen Blick auf die Person, die sich 
mit ihrem eigenen Tod beschäftigt und für sich selbst Klarheit schaffen 
möchte, was mit ihrem Besitz geschehen soll. Ein derartiger Reflexions-
prozess kann auch zu dem Ergebnis führen, keine aktiven Maßnahmen 
für die Zeit nach dem eigenen Tod zu ergreifen. Dieses Unterlassen ist, 
so würde ich argumentieren, als eine bewusste Handlung zu betrachten, 
die aus unterschiedlichen Gründen getroffen werden kann, aber letztlich 
immer dazu führt, dass Vermögen nach der gesetzlichen Erbfolge vererbt 
wird. Nur in dieser handlungstheoretischen Perspektive ist es möglich, 
Vererbungspraktiken nicht nur auf Personen mit ausformuliertem letz-
tem Willen beschränkt zu betrachten, sondern die gesamte Bevölkerung 
einzubeziehen. 

Erben dagegen fokussiert auf die Person, die einen Teil oder gar das 
ganze Vermögen erhalten hat. Anders als beim Vererben handelt es sich 
beim Erben um eine (sprachliche) Passivkonstruktion. Es fällt einem ein 
Vermögen zu. Dieser Umstand hat eine Vielzahl von Autor*innen in den 
letzten 200 Jahren dazu bewegt, Kritik am Prinzip der Vermögensverer-
bung zu äußern, und unabhängig davon, ob man diese teilt oder nicht, so 
hat sie doch unser Denken ein Stück weit geprägt. Ich möchte jedoch na-
helegen, das Erben nicht auf das (passiv) erlebte Ereignis zu reduzieren, 
sondern es als einen längerfristigen Prozess zu sehen. Personen müssen 
ein Erbe antreten und kämpfen oft aktiv für den Anteil. Danach müssen 
sie sich die geerbten Dinge ebenso aneignen wie die verschiedenen Ver-
mögenswerte. Häuser müssen unterhalten, ein Betrieb geführt werden, 
während Geld oder Aktien ohne aktives Handeln auf den jeweiligen De-
pots und Konten verbleiben können. Doch auch dieses Nichts-Tun oder 
etwa das Verfallenlassen einer geerbten Immobilie ist eine Handlung, die 
es ernst zu nehmen gilt, wenngleich sie als Nicht-Handlungen deutlich 
schwerer zu erforschen sind.

Bei der Analyse der Vermögensvererbung müssen zudem verschiedene 
Zeitebenen bedacht werden. Sie lässt sich zwar über bestimmte Ereignis-
se, etwa die Testamentserstellung oder den Todestag, erfassen, reicht aber 
weit darüber hinaus. Die Regelung des eigenen Nachlasses durch den Akt 
des Schreibens eines letzten Willens ist das Ergebnis eines Reflexions-
prozesses, der unterschiedlich lang dauern kann. Testamentsänderungen 
oder Ergänzungen nach Jahren zeugen davon. Beim Erben überlappen 
sich verschiedene Zeitebenen. Der Tod der vererbenden Person löst den 

vermögensvererbung als forschungsgegenstand
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Erbfall aus, der rechtlich gesehen erst mit der Erteilung des Erbscheins 
abgeschlossen wird. Mögliche Steuerverfahren können sich unter Um-
ständen über Jahre hinziehen, und dann kommt noch ein weiterer Pro-
zess hinzu. Geerbte Objekte und Vermögenswerte müssen sich durch die 
Erb*innen zu eigen gemacht werden.15 In manchen Fällen überlappen 
sich die zeitlichen Ebenen der Vererbung und des Erbens, wenn etwa zu 
Lebzeiten Teile des Vermögens bereits an spätere Erb*innen verschenkt 
wurden, oft um Steuern zu vermeiden. In der Konsequenz möchte ich 
daher für ein Verständnis der Vermögensvererbung als Teil lebenslanger 
wechselseitiger Familienbeziehungen plädieren, was den prozesshaften 
Charakter des Erbens und Vererbens angemessen einbezieht.

In der gegenwärtigen deutschen Gesellschaft kommen viele der ge-
nannten Spannungslinien im Zusammenhang mit der Vermögensver-
erbung besonders stark zum Vorschein, weil die privaten Vermögen 
mittlerweile historische Höchststände erreicht haben und zudem stark 
ungleich verteilt sind.16 Da es bisher an einer historischen Kontextua-
lisierung dieser Entwicklung fehlt und Spannungen rund um die Ver-
mögensvererbung in allen historischen Gesellschaften mit einer privaten 
Eigentumsordnung strukturell angelegt sind, ist es Ziel der Arbeit, die 
Vermögensvererbung in zeithistorischer Perspektive zu untersuchen und 
somit ihre Bedeutung unter den sich wandelnden Rahmenbedingungen 
der alten Bundesrepublik perspektivieren zu können. Dabei gehe ich 
drei Leitfragen nach: Wie regulierte die bundesdeutsche Gesellschaft die 
Vermögensvererbung über Erbrecht und Erbschaftsteuerrecht? Welchen 
Einfluss hatte die gesellschaftliche Regulierung auf die Praktiken des 
Erbens und Vererbens? Und welche Folgewirkungen hatten Regulierung 
und angewandte Praktiken für die sozialen Ungleichheitsverhältnisse in 
der Bundesrepublik? 

Um die bundesdeutsche Entwicklung genauer bewerten und ein-
ordnen zu können, wird Großbritannien als Vergleichsgesellschaft mit 
einbezogen. Da sich Großbritannien sowohl in der politischen als auch 
in der rechtlichen Tradition von der Bundesrepublik Deutschland unter-
scheidet, können diese beiden Gesellschaften als Vertreter größerer Ver-
erbungsregime – dem kontinentaleuropäischen und dem angloamerika-
nischen Rechtskreis – gesehen werden.17 Allerdings ist einschränkend zu 

15 Dabei können auch geschlechterspezifische Unterschiede beim Umgang mit Geld 
oder Eigentum eine Rolle spielen. Vgl. hierzu: Marita Haibach, Frauen erben an-
ders. Mutig mit Vermögen umgehen, Königstein 2001.

16 Rekord bei Vermögen, in: Süddeutsche Zeitung, 17. April 2020.
17 Eine derartige Versuchsanordnung ist der Sozialpolitikforschung entlehnt. Vgl. 

hierzu etwa: Hans Günter Hockerts, Einleitung, in: ders./Winfried Süß (Hg.): 

einleitung
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erwähnen, dass Großbritannien kein einheitliches gesetzliches Erbrecht 
hat, sondern die schottischen Regelungen abweichen und größere Ähn-
lichkeit mit kontinentaleuropäischen Erbrechtsregelungen aufweisen.18 
Wenn in dieser Arbeit also von Veränderungen im britischen Erbrecht 
gesprochen wird, so handelt es sich um das Erbrecht in England und 
Wales (Britain), da diese eher dem Idealtyp des angloamerikanischen 
Rechtskreises entsprechen. Die Besteuerung von vererbten Vermögen, 
die im Zentrum dieser Arbeit steht, war hingegen einheitlich geregelt, 
sodass diesbezüglich im Verlauf der vorliegenden Arbeit immer von ganz 
Großbritannien gesprochen wird. 

Ausgehend von der liberalen Tradition wird in Großbritannien dem 
Wert individueller Freiheit bei der Ausgestaltung der Rechts- und Gesell-
schaftsordnung ein Vorzug gewährt gegenüber dem Wert der Gleichheit 
oder dem Schutz bestimmter Personengruppen. Eine solche Schwer-
punktsetzung führt idealtypischerweise zu einer größeren Toleranz ge-
genüber dem Maß sozialer Ungleichheit in einer Gesellschaft und mithin 
zu einer stärkeren Binnendifferenzierung. Im britischen Falle zeigt sich 
dies am immer noch stark ausgeprägten Klassengedanken.19 Demgegen-
über richtet sich die bundesdeutsche Gesellschaft in ihrer Selbstwahr-
nehmung und -beschreibung viel stärker an einer imaginierten »Mitte« 
aus und neigt daher dazu, gesellschaftliche Unterschiede weniger stark 
zu problematisieren – möglicherweise auch gezielt aus dem Sichtfeld zu 
verbannen.20 Dies hat für den Bereich der Vermögensvererbung große 
Auswirkungen. Denn in der Bundesrepublik waren private Vermögens-
verhältnisse besonders stark geschützt, etwa durch das Steuergeheimnis, 
weshalb lange Zeit nur die mediale Berichterstattung über einzelne 
Erb*innen, oftmals im Zusammenhang mit Skandalen oder Erbstreitig-
keiten, zur Thematisierung der Vermögensvererbung führte. In Groß-
britannien hingegen war die Vermögensvererbung Teil des alltäglichen 
Lebens. Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts waren für gültig erklärte Tes-
tamente zu öffentlichen Dokumenten erklärt worden, die so im Grunde 
durch alle Interessierten eingesehen werden konnten.21 Daraufhin ver-

Soziale Ungleichheit im Sozialstaat. Die Bundesrepublik Deutschland und Groß-
britannien im Vergleich, München 2010, S. 9-18.

18 Vgl. Karen Rowlingson/Stephen McKay, Attitudes to Inheritance in Britain, Bris-
tol 2005, S. 6.

19 Vgl. zur Ordnung der britischen Gesellschaft und deren Selbstwahrnehmung: 
David Cannadine, Class in Britain, London 2000. 

20 Vgl. hierzu: Paul Nolte, Die Ordnung der deutschen Gesellschaft. Selbstbeschrei-
bung und Selbstwahrnehmung im 20. Jahrhundert, München 2000.

21 Dies geschah bei der Neuordnung des probate-Verfahrens 1857, im Zuge derer die 
Zuständigkeit von der kirchlichen in die staatliche Gerichtsbarkeit überging. Vgl. 
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öffentlichten Tageszeitungen nahezu täglich Nachlasslisten, die neben 
den biografischen Daten der Verstorbenen auch genaue Angaben zur 
Vermögenshöhe und der gezahlten Steuer enthielten.22

Eine bundesdeutsch-britische Vergleichsperspektive ist aus zwei wei-
teren Gründen bei der Betrachtung der Vermögensvererbung sinnvoll. 
Beide Staaten sind Beispiele unterschiedlicher Rechtstraditionen, die 
zu divergierenden Eigentumskonzeptionen und zu unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen im Erbrecht geführt haben. Im britischen Erb-
recht ist der Nachlass (estate) die zentrale Bezugsgröße. Er wird beim 
Tod herrenlos, weshalb zwangsläufig eine Person die Verwaltung über-
nehmen muss, um alle nötigen Pflichten, darunter auch die Zahlung 
der Nachlasssteuer, zu erledigen, ehe das Vermögen an die Erb*innen 
ausgezahlt wird. Diese werden daher in der Rechtssprache nicht als 
heirs (Erb*innen), sondern als beneficiaries (Begünstigte) benannt. Im 
deutschen Erbrecht hingegen stehen die Erb*innen im Mittelpunkt 
der Überlegungen. Auf sie gehen mit dem Zeitpunkt des Todes alle 
Rechte und Pflichten über, sodass sie auch alle anfallenden Aufgaben 
rund um den Nachlass zu erledigen haben. Die Einsetzung einer be-
vollmächtigten Person ist im deutschen Fall nur vorgesehen, wenn sie 
testamentarisch bestimmt wurde (Testamentsvollstrecker) oder aufgrund 
des Fehlens gesetzlicher Erb*innen bzw. deren Abwesenheit, etwa im 
Falle eines Wohnorts im Ausland, die Übernahme der Pflichten durch 
Nachlasspfleger*innen notwendig wird.

Zweitens sind die beiden Staaten gegensätzliche Modelle für starke 
bzw. schwache Steuerstaaten im Erbfall. Die unterschiedliche Ausge-
staltung des Erbschaftsteuerrechts als Erbanfallsteuer (BRD) und Nach-
lasssteuer (GB) hat stark divergierende sozialhistorische Folgen, gerade 
im Hinblick auf die Entwicklung von Ungleichheitsverhältnissen. Beide 
Länder, so eine Ausgangshypothese der Studie, stehen als Kontrast-
beispiele für eine soziale Ungleichheitsverhältnisse stärker nivellierende 
(GB) bzw. konservierende (BRD) Konzeption der Erbschaftsteuer. 

Damit werden zwar vor allem die Unterschiede betont, aber es soll 
sich nicht nur um einen kontrastiven Vergleich handeln. Trotz unter-
schiedlicher Rechtsdiskurse ist zu vermuten, dass es auch Überschnei-
dungen hinsichtlich rechtlicher und sozialer Entwicklungen gab, die 

hierzu: Joseph Jaconelli, Wills as Public Documents – Privacy and Property Rights, 
in: The Cambridge Law Journal 71/1 (2012), S. 147-171, S. 152.

22 Dabei handelte es sich um landesweit erhältliche Tageszeitungen wie The Guardian 
oder The Times. Eine Überprüfung lokaler oder regionaler Presse wurde nicht 
systematisch vorgenommen, sodass über deren Publikationspraxis zu Nachlässen 
seitens des Verfassers keine Aussage getroffen werden kann.
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beide Länder in ähnlicher Weise betrafen. Hierbei ist es zunächst eine 
offene Frage, ob die aus der Rechtstradition herrührenden Unterschiede 
im Rechtssystem dann auch zu unterschiedlichen Lösungen führten. In 
der Vergleichsperspektive sollen also allgemeine Entwicklungen ebenso 
wie spezifische Eigenheiten herausgearbeitet werden, wobei es durchaus 
auch interessant ist, transfergeschichtliche Aspekte und Tendenzen der 
Vereinheitlichung des Rechts innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
mitzudenken.23

Der Untersuchungszeitraum verweist auf zwei wichtige politische 
Zäsuren: das Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa und die daran 
anknüpfende Übernahme der Exekutive in Deutschland durch die Al-
liierten sowie die Wiedervereinigung Deutschlands 1990. Die unmit-
telbaren Nachkriegsjahre mit einzubeziehen, statt die Untersuchung 
erst mit der Gründung der Bundesrepublik zu beginnen, trägt den 
vielfältigen politischen Neuordnungen im Hinblick auf die Vermögens-
vererbung Rechnung, die sowohl im besiegten Deutschland als auch in 
Großbritannien in den ersten Nachkriegsjahren durchgeführt wurden. 
Die Kriegserfahrungen der massenmobilisierten Gesellschaften hatten 
ein gesellschaftspolitisches Klima geschaffen, in dem eine höhere Be-
steuerung Vermögender mehrheitsfähig war.24 Der Endpunkt meiner 
Untersuchung ist etwas schwieriger zu bestimmen. Es sprächen einige 
Argumente für eine Untersuchung bis Mitte der 1990er Jahre, da durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Erbschaftsteuer 1995, in 
dem die Richter*innen aufgrund der ungleichen Bewertungsmethoden 
der vermögensbezogenen Steuern in Deutschland deren Verfassungswid-
rigkeit feststellten, eine neue Phase begann. Diese ist vom politischen 
Unwillen einer umfassenden Reform gekennzeichnet und dauert im 
Grunde bis in die Gegenwart an. Allerdings änderte sich mit der Wie-
dervereinigung beider deutschen Staaten das Koordinatensystem, nach 
dem über soziale Ungleichheit in der Bundesrepublik gesprochen und 

23 Zu verschiedenen methodischen Problemen bei vergleichend angelegten Studi-
en: Agnes Arndt/Joachim C. Häberlen/Christiane Reinecke (Hg.): Vergleichen, 
Verflechten, Verwirren? Europäische Geschichtsschreibung zwischen Theorie und 
Praxis, Göttingen 2011; als Überblick zu einzelnen Ansätzen der Vergleichs-, Trans-
fer- und Verflechtungsgeschichte: Arnd Bauerkämper, Wege zur europäischen 
Geschichte. Erträge und Perspektiven der vergleichs- und transfergeschichtlichen 
Forschung, in: ebd., S. 31-60.

24 Dies allein an steigenden Spitzensteuersätzen der Einkommen- und Vermögen-
steuern festzumachen, ist als Erklärungsansatz wohl nicht ausreichend und bedarf 
weiterer Präzisierung durch künftige Forschung. Vgl. hierzu: Kenneth Scheve/
David Stasavage, Taxing the Rich. A History of Fiscal Fairness in the United States 
and Europe, Princeton 2016.
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agiert wurde. Das Wohlstandsgefälle zwischen Menschen aus den neuen 
und den alten Bundesländern wurde dominanter Bezugspunkt. Diese 
Verschiebung und ihre Auswirkungen auf die Politiken und Praktiken 
der Vermögensvererbung können im Rahmen dieser Arbeit jedoch nicht 
adäquat untersucht werden, da dies empirisch fundierte Erkenntnisse 
zur Rolle der Vermögensvererbung in der DDR voraussetzen würde. 
Derartige Untersuchungen liegen jedoch bisher noch nicht vor.25 Daher 
wird sich die hier vorgelegte Studie auf die Zeit der alten Bundesrepublik 
beziehen und mit der Wiedervereinigung enden.

Untersuchungsperspektiven 

Um die genannten Leitfragen zu untersuchen, werde ich drei For-
schungsperspektiven nachgehen: 

In einer wissensgeschichtlichen Perspektive wird beleuchtet, in wel-
chen Kontexten staatliche, wissenschaftliche und zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen sich mit der Vermögensvererbung beschäftigten, welche 
Wissensbestände sie hierfür nutzten oder selbst produzierten und welche 
Wirkung diese Wissensbestände in den gesellschaftlichen Debatten um 
die Vermögensvererbung entfalteten. Eine Ausgangsthese ist, dass es sich 
bei den beiden Gesellschaften um Gegenpole in Bezug auf Wissensord-
nungen zur Vermögensvererbung handelt. Wie Felix Römer jüngst dar-
gelegt hat, war Großbritannien in den ersten beiden Nachkriegsdekaden 
einer der Vorreiter der staatlichen Wissensproduktion zu ökonomischen 
Ungleichheitsverhältnissen.26 In der bundesdeutschen Geschichte ist Ga-
jek und Lorke zufolge demgegenüber von einer Dialektik des Zeigens 
und Verbergens auszugehen.27 Da die staatlichen Stellen der Bundesre-
publik nur unzureichend Wissen über die Vermögensvererbung sammel-

25 Erste Überlegungen hierzu finden sich bei: Eva Maria Gajek, Erben über Grenzen. 
Deutsch-deutsche Erbschaften nach 1945, in: Jürgen Dinkel/Dirk van Laak (Hg.): 
Reader – Erben und Vererben in der Moderne, Justus-Liebig-Universität Gießen, 
Juli 2016, S. 38-50; Ronny Grundig, Reiche im Sozialismus? Erbschaftssteuerak-
ten als Schlüssel zur Erforschung von Vermögensverhältnissen in der Deutschen 
Demokratischen Republik, in: Schweizerisches Jahrbuch für Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte 36 (2020), S. 115-127.

26 Felix Römer, The Politics of Measurement. Knowledge about Economic Inequality 
in the United Kingdom and Beyond since 1945, in: History of Knowledge (2019).

27 Eva Maria Gajek/Christoph Lorke, (An)Ordnungen des Sozialen. »Armut« und 
»Reichtum« in Konstruktion und Imagination seit 1945, in: dies. (Hg.): Soziale 
Ungleichheit im Visier. Wahrnehmung und Deutung von Armut und Reichtum 
seit 1945, Frankfurt a. M. 2016, S. 7-29. 
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ten, dürfte sie lange als ein Oberschichtenphänomen wahrgenommen 
und in Verbindung mit ostentativ zur Schau gestelltem Luxus stark 
personenbezogen diskutiert worden sein. Ab den 1980er Jahren setzte 
ein Wandel ein, infolgedessen die Vermögensvererbung als ein Phäno-
men breiterer Schichten wahrgenommen wurde, das positive Effekte 
für einen großen Teil der bundesdeutschen Bevölkerung haben könnte. 
Inwieweit dieses Phänomen in der Eigenlogik massenmedialer Wissens-
produktion und -distribution begründet liegt oder auf andere Ursachen 
zurückzuführen ist, muss empirisch noch genauer untersucht werden. 
Daher ist es notwendig, neben gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen, 
wie demografischen, sozialstaatlichen und ökonomischen Veränderun-
gen, auch die gesellschaftlichen Akteure in den Blick zu nehmen, die sich 
in Debatten um das Erben und Vererben engagierten. Welche Akteure 
verloren an Bedeutung, welche kamen neu dazu und wie veränderte sich 
das diskursive Feld? Wer war besonders erfolgreich dabei, seine Sichtwei-
sen und Argumente im öffentlichen Diskurs zu etablieren und welche 
Folgen hatte dies für unser Bild vom Erben und Vererben?

In politikgeschichtlicher Perspektive sind die gesellschaftliche Regulie-
rung der Vermögensvererbung durch das Erbrecht und der gesellschaftli-
che Zugriff auf die vererbten Vermögen durch das Steuerrecht von Inter-
esse. Daher ist zu betrachten, wie sich der Wandel sozialer und familiärer 
Verhältnisse und der Wahrnehmung bestimmter Personengruppen im 
Verlauf des 20. Jahrhunderts auch in erbrechtlichen Regelungen nieder-
schlägt. Die Besteuerung vererbter Vermögen war eine Stellschraube, an 
der häufiger gedreht werden konnte und von der sich Politiker*innen 
erhofften, direkten Einfluss auf die ökonomischen Ungleichheitsverhält-
nisse in einer Gesellschaft zu nehmen. Deshalb wird die Entwicklung der 
Besteuerung vererbter Vermögen in der zweiten Jahrhunderthälfte ein-
gehend untersucht, wobei der Fokus besonders auf Steuerschlupflöcher 
oder Steuerprivilegien zu legen ist, da durch diese Anomalien des Steuer-
rechts ökonomische Unterschiede verstärkt werden konnten. Zugleich ist 
zu untersuchen, inwieweit das Steuerrecht als ein Mittel gesehen wurde, 
um aktiv in bestehende Besitzverhältnisse einzugreifen und damit auf die 
Gesellschaftsordnung einzuwirken, beispielsweise durch die Vergesell-
schaftung bestimmter Vermögen.

In sozialhistorischer Perspektive sind die Vererbungspraktiken und der 
Umgang mit geerbtem Vermögen sowie die Verteilung der Erbschaf-
ten von Interesse. Es werden die Praktiken analysiert, die Personen zur 
Erbregelung nutzten. Dabei ergibt sich eine Verbindung zu wissensge-
schichtlichen Überlegungen, da zu bedenken ist, welche Möglichkeiten 
unterschiedlichen Sozialgruppen offenstanden, um sich über Optionen 
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der Erbregelung und ihre steuerlichen Auswirkungen zu informieren. Eine 
Ausgangsvermutung ist, dass es deutliche Unterschiede bei der Nachlass-
vorsorge gegeben hat, die u. a. auf die Vermögensgröße zurückzuführen 
sind. Vermögende dürften auf professionelle Dienstleistungsangebote zu-
rückgegriffen haben, die zwar ihren Preis hatten und damit nur für wohl-
habendere Personen sinnvoll erschienen, dann aber umso größere Effekte 
bei der legalen Steuervermeidung erzielen konnten und so ökonomische 
Ungleichheitsverhältnisse verschärften. Neben dieser gesamtgesellschaft-
lichen Perspektive muss auch die Vermögensweitergabe in einzelnen Fami-
lien betrachtet werden, um etwa Rückschlüsse auf die Geschlechterverhält-
nisse bei der Vererbung zu erhalten. Gerade bei großen Vermögen werden 
auch Werte weitergegeben, aus denen sich neue Einkommen generieren 
lassen. In früheren Jahrhunderten waren Betriebe in der Regel an Söhne 
weitergegeben worden, nachgeborene Söhne oder Töchter erhielten meist 
Geld oder auch Immobilien. Es ist eine bisher weitgehend offene Frage, 
inwieweit diese traditionellen Geschlechterzuschreibungen in Bezug auf 
einzelne Vermögenswerte weiter Bestand hatten. 

Im Sinne der Vermögensvererbung als langfristiger Prozess ist es aber 
auch von Bedeutung, den Umgang mit geerbtem Vermögen in den 
Blick zu nehmen. Die Aneignung von Vermögen und die langfristige 
Verwaltung des Erbes konnte wirtschaftliche Vorteile bringen, war aber 
gleichzeitig auch mit Arbeit verbunden. Auch hier muss die Rolle von 
Dienstleister*innen herausgearbeitet werden, denen eine entscheidende 
Rolle für den langfristigen ökonomischen Erfolg zukam und die durch 
ihre Expertise zudem wichtige Bezugspersonen für Erb*innen werden 
konnten.

Forschungsstand

Die Vermögensvererbung war bisher kaum ein Thema der zeitgeschicht-
lichen Forschung.28 Dieser Befund trifft sowohl auf die deutsche als auch 
auf die britische Geschichtswissenschaft zu, wobei länderspezifische 
Schwerpunktsetzungen erkennbar sind. In Großbritannien ist die Steuer-
geschichte bereits seit längerer Zeit ein etabliertes Forschungsfeld, sodass 
die Grundzüge der britischen Steuerpolitik und der parteipolitischen 
Positionen und Konzepte zur Besteuerung von Kapital durch die Nach-
lasssteuer für die Zeit seit dem Zweiten Weltkrieg in ihren Grundzügen 

28 Vgl. Dirk van Laak, Was bleibt? Erben und Vererben als Themen der zeithistori-
schen Forschung, in: Zeithistorische Forschungen 13/1 (2016), S. 136-150, S. 137.
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erarbeitet sind.29 Die deutsche Steuergeschichte fokussiert bisher vor 
allem auf die Rolle von Einkommen, während die vermögensbezogenen 
Steuern (Erbschaft- und Schenkungsteuer, Vermögensteuer, Grundsteu-
er) weitgehend ausgespart worden sind.30 Einzig die Debatten um die 
Einführung einer Besteuerung von Erbschaften im Rahmen der Lösung 
der »Sozialen Frage« im 19. Jahrhundert und die Erbschaftsteuerpolitik 
von der Etablierung der Steuer 1906 bis in die 1920er Jahre sind bereits 
eingehender untersucht worden.31 Gut erforscht sind zudem die erb-
rechtlichen Entwicklungen seit Beginn des 19. Jahrhunderts, als es in vie-
len europäischen Staaten Rechtsreformen gegeben hatte: Wenn sie auch 
infolge der napoleonischen Eroberungen und der Einführung des »Code 
Napoleon« in einigen Regionen nicht ganz freiwillig geschahen, so stell-
ten sie doch einen entscheidenden Modernisierungsschub dar.32 In der 
erbrechtlichen Entwicklung der deutschen Einzelstaaten und später des 
Deutschen Reiches war die Familie bzw. der weitgehende Schutz naher 
Familienangehöriger sowohl vor der Willkür des letzten Willens als auch 
vor dem zu starken Eingriff des Staates in private Vermögensverhältnisse 
der entscheidende Bezugspunkt.33 Demgegenüber führte in Großbritan-

29 Vgl. hierzu: Martin Daunton, Just Taxes. The Politics of Taxation in Britain, 1914-
1979, Cambridge 2002; zur Steuerpolitik der Ära Thatcher: ders., Creating a Dyna-
mic Society. The Tax Reforms of the Thatcher Government, in: Marc Buggeln/ Mar-
tin Daunton/Alexander Nützenadel (Hg.): The Political Economy of Public Finance. 
Taxation, State Spending and Debt since the 1970s, Cambridge 2017, S. 32-56. 

30 Vgl. hierzu: Marc Buggeln, Gab es eine neoliberale Wende in der Steuerpolitik? 
Der Umgang von FDP und CDU/CSU mit den öffentlichen Finanzen in den 1970er 
und 1980er Jahren, in: Frank Bösch/Thomas Hertfelder/Gabriele Metzler (Hg.): 
Grenzen des Neoliberalismus. Der Wandel des Liberalismus im späten 20. Jahr-
hundert, Stuttgart 2018, S. 179-211; ders., Der Spitzensatz der Einkommenssteuer 
als Politikum des 20. Jahrhunderts. Deutsche Debatten um Gerechtigkeit und 
Fiskalsozialismus seit den 1950er-Jahren, in: Mittelweg 36, 27 (2018), S. 48-76; als 
Überblick zu den öffentlichen Finanzen seit 1945: Werner Ehrlicher, Finanzpolitik 
seit 1945, in: Eckart Schremmer (Hg.): Steuern, Abgaben und Dienste vom Mit-
telalter bis zur Gegenwart, Stuttgart 1994, S. 213-247; aus steuertheoretischer Sicht 
zur Erbschaftsteuer: Herbert Timm, Entwicklungslinien in Theorie und Praxis der 
Erbschaftsbesteuerung während der letzten hundert Jahre, in: Finanzarchiv, 42/3 
(1984), S. 553-576.

31 Clemens Wischermann, »Mein Erbe ist das Vaterland«. Sozialreform und Staats-
erbrecht im Kaiserreich und in der Weimarer Republik, in: Frank Lettke (Hg.): 
Erben und Vererben. Gestaltung und Regulation von Generationenbeziehungen, 
Konstanz 2003, S. 31-57.

32 Vgl. zu den vielfältigen Veränderungen um 1800: Stefan Willer/Sigrid Weigel/
Bernhard Jussen (Hg.): Erbe. Übertragungskonzepte zwischen Natur und Kultur, 
Berlin 2013.

33 Vgl. hierzu: Jens Beckert, Unverdientes Vermögen. Soziologie des Erbrechts, 
Frankfurt a. M. 2004.
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nien der Fokus auf die Freiheit des Individuums im Eigentumsrecht zu 
einer eher liberalistischen Ausprägung des Erbrechts, das seit dem frühen 
19. Jahrhundert auf der Idee einer möglichst uneingeschränkten Tes-
tierfreiheit basierte, die im Verlauf der zweiten Jahrhunderthälfte dann 
auch Realität wurde.34 Neuere Arbeiten zur Geschichte der Familie in 
Deutschland im 20. Jahrhundert hingegen haben die Vermögensverer-
bung überraschenderweise weitgehend ausgespart, obwohl Kolleg*innen 
für frühere Jahrhunderte deren zentrale Bedeutung für familiäre Bezie-
hungen im Generationenübergang überzeugend herausgearbeitet ha-
ben.35 Wie Personen vererbt haben und welche Bedeutung dies für sozia-
le Ungleichheitsverhältnisse hatte, ist für das 20. Jahrhundert bisher nur 
partiell und mit länderspezifischen Unterschieden untersucht worden. 
Die Impulse gingen dabei von der Wirtschaftswissenschaft aus, die sich 
vor allem für den Zusammenhang von Vererbung und Vermögensvertei-
lung interessierte.36 Den Ökonom*innen ging es dabei einerseits um eine 
möglichst konzise Schätzung der Vermögensverteilung und andererseits 
um das Verhältnis der vererbten Vermögen zu den Gesamtvermögen 
in einer Gesellschaft.37 Die Umsetzbarkeit hing jedoch sehr stark von 
den staatlich erfassten Steuerdaten ab. In Großbritannien entstanden 
so bereits in den 1960er und 1970er Jahren Arbeiten zur Verteilung von 

34 Vgl. hierzu: Stephen Cretney, Family Law in the Twentieth Century. A History, 
Oxford 2003.

35 Christopher Neumaiers vor Kurzem erschienene Habilitationsschrift geht auf das 
Erbrecht einzig im Zusammenhang mit unehelichen Kindern ein. Vgl. hierzu: 
Christopher Neumaier, Familie im 20. Jahrhundert, Göttingen 2019; zur materiel-
len Untersetzung familiärer und verwandtschaftlicher Beziehungen seit der Frühen 
Neuzeit vgl. etwa: Margareth Lanzinger/Christine Fertig (Hg.), Beziehungen – 
Vernetzungen – Konflikte. Perspektiven der Historischen Verwandtschaftsfor-
schung, Köln 2016; zur Rolle der Vermögensvererbung: Margareth Lanzinger, Ver-
erbung. Soziale und rechtliche, materielle und symbolische Aspekte, in: Joachim 
Eibach/Inken Schmidt-Voges (Hg.): Das Haus in der Geschichte Europas, Berlin 
2015, S. 319-336.

36 Grundlegende Annahmen der ökonomischen Theorie zur Bedeutung der Ver-
mögensvererbung für Vermögensungleichheit in langfristiger Perspektive finden 
sich bei: Thomas Piketty, Theories of Persistent Inequality and Intergenerational 
Mobility, in: Anthony B. Atkinson/Francois Bourguignon (Ed.): Handbook of the 
Income Distribution, Volume 1, Oxford 2000, S. 430-476.

37 Derartige Arbeiten basierten zumeist auf dem mortality multiplier approach, bei 
dem mittels der in Steuerdaten der Nachlasssteuer erfassten Vermögenswerte und 
alters- und geschlechtsspezifischen Mortalitätsraten eine Schätzung der Vermögen 
der Lebenden vorgenommen wurde. Eine allgemeinverständliche Erklärung dieser 
Methode findet sich bei: Thomas Piketty, Das Kapital im 21. Jahrhundert, Mün-
chen 2014, Kapitel 11.
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geerbten Vermögen38 und zur Rolle von Erbschaften beim Vermögenser-
werb.39 In der Bundesrepublik Deutschland waren solche Arbeiten auf-
grund der schlechten Datenlage zeitgenössisch nicht möglich, sodass sich 
die sozialwissenschaftliche Reichtums- und Vermögensforschung erst 
ab Ende der 1980er Jahre zaghaft entwickelte.40 Diese Studien basierten 
auf Daten, die nun in Umfragen fortlaufend41 oder einmalig42 erhoben 
wurden. Von einer verstärkten sozialwissenschaftlichen Beschäftigung 
mit der Vererbung kann aufgrund der Datenlage eigentlich erst ab den 
späten 1990er Jahren gesprochen werden. Die veröffentlichten Arbeiten 
haben jedoch den Anspruch, prognostisch zukünftige Entwicklungen 
vorherzusagen, und sind nicht zuletzt aufgrund der fehlenden Steuer-
daten für die Zeit der alten Bundesrepublik wenig anschlussfähig für 
die zeithistorische Forschung.43 Nur in wenigen Studien waren aus der 
Verteilung der Erbschaften auch Rückschlüsse auf sich verändernde 

38 Vgl. hierzu etwa die Synthese von Colin D. Harbury zu seinen verschiedenen 
Arbeiten seit den frühen 1960er Jahren: C. D. Harbury/D. M. Hitchens, Inheri-
tance and Wealth Inequality in Britian, London 1979, oder Anthony B. Atkinson, 
Unequal Shares. Wealth in Britain, London 1972.

39 E. G. Horsman, Inheritance in England and Wales. The Evidence Provided by 
Wills, in: Oxford Economic Papers 30/3 (1978), S. 409-422.

40 Als Überblick: Dorothee Spannagel, Reichtum in Deutschland – sozialwissen-
schaftliche Perspektiven, in: Eva Maria Gajek/Anne Kurr/Lu Seegers (Hg.): Reich-
tum in Deutschland. Akteure, Räume und Lebenswelten im 20. Jahrhundert, 
Göttingen 2019, S. 348-362, bes. S. 349-354.

41 Das Sozio-Ökonomische Panel des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
erhob erstmals 1988 und ab 2002 in jeder neuen Befragungswelle auch die Vermö-
gensvererbung. Vgl. zu den SOEP-Ergebnissen von 1988: Heinrich Schlomann, Der 
Einfluß von Erbschaften auf die Vermögensausstattung privater Haushalte im Jahr 
1988, Berlin 1991, spätere Ergebnisse des DIW in seinen Wochenberichten.

42 Die wohl erste, aber einmalige Erhebung, die auch Erbschaften einschloss, war die 
Transferumfrage 1981. Vgl. zu den Ergebnissen: Bernhard Engel, Stetige und pri-
vate Transfers. Zur Bedeutung von Erbschaften und privaten Unterhaltszahlungen 
für die Einkommens- und Vermögensverteilung, in: Richard Hauser/ders. (Hg.): 
Soziale Sicherung und Einkommensverteilung. Empirische Analysen für die Bun-
desrepublik Deutschland, Frankfurt a. M. 1985, S. 239-253.

43 Zur kritischen Auseinandersetzung mit den Ergebnissen der wirtschaftswissen-
schaftlichen Ungleichheitsforschung vgl.: Jan-Otmar Hesse, Fact or Fiction? Com-
plexities of Economic Inequality in Twentieth-Century Germany, in: Pat Hudson/
Keith Tribe (Hg.): The Contradictions of Capital in the Twenty-First Century. 
The Piketty Opportunity, Newcastle upon Tyne 2016, S. 87-107. Einzig die MA-
Arbeit eines Studenten von Thomas Piketty hat einmal versucht, retrospektiv 
einen Fluchtpunkt mit den überlieferten Quellen zu setzen, der mit gegenwärtigen 
Entwicklungen verglichen werden kann. Sie bildet die empirische Grundlage der 
entsprechenden Passagen zu Deutschland in »Das Kapital im 21. Jahrhundert«. Die 
Ergebnisse wurden zudem separat veröffentlicht: Christoph Schinke, Inheritance 
in Germany 1911 to 2009. A Mortality Multiplier Approach, Berlin 2012.

forschungsstand



22

Generationenbeziehungen44 oder sich pluralisierende Familienformen45 
zu ziehen, die wiederum für eine sozialhistorische Perspektive wichtige 
Referenzpunkte bilden können. Trotzdem sind die Ergebnisse dieser For-
schungsarbeiten nützlich, da sie wichtige Parameter sozialer Ungleichheit 
beim Erben für das wiedervereinigte Deutschland deutlich gemacht 
haben, die sich verkürzt auf die Formel zusammenfassen lassen: Wer hat, 
dem wird gegeben.46 Anschlussfähiger sind hingegen die wenigen sozio-
logischen und rechtswissenschaftlichen Untersuchungen, bei denen auf 
der Basis von Nachlassakten von Amtsgerichten für lokale bzw. regiona-
le Zusammenhänge Vererbungspraktiken ausgewertet wurden.47 Deren 
Ergebnisse geben wichtige Richtwerte hinsichtlich einzelner Sachfragen, 
etwa bezüglich des Umgangs von Ehepaaren mit der Vererbung oder der 
Rolle der Geschlechterverhältnisse bei der Vermögensweitergabe. 

Diese Themengebiete sind auch für die historische Familien- und 
Geschlechterforschung oder die Wirtschaftsgeschichte von Interesse.48 
Wirtschaftshistoriker*innen haben lange Zeit eine betriebszentrierte 
Perspektive eingenommen. Da es aus einer solchen Sicht im Grunde 
irrelevant ist, wer die Anteile eines Unternehmens hält, sind die Ver-
erbungspraktiken von Unternehmensanteilen unterkomplex behandelt 

44 Vgl. hierzu: Wolfgang Lauterbach/Kurt Lüscher, Erben und die Verbundenheit der 
Lebensverläufe von Familienmitgliedern, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpsychologie 48 (1996), S. 66-95; Thomas Leopold/Thorsten Schneider, Schen-
kungen und Erbschaften im Lebenslauf. Vergleichende Längsschnittanalysen zu 
intergenerationalen Transfers, in: Zeitschrift für Soziologie 39/4 (2010), S. 258-280.

45 Vgl. hierzu: Lettke, Vererbungsabsichten.
46 Vgl. hierzu etwa: Harald Künemund/Jörg Lüdicke/Claudia Vogel, Gießkanne oder 

Matthäus? Muster des Erbens und ihre Konsequenzen für die soziale Ungleichheit, 
in: Karl-Siegbert Rehberg (Hg.): Soziale Ungleichheit, kulturelle Unterschiede. 
Verhandlungen des 32. Kongresses der Deutschen Gesellschaft für Soziologie in 
München, Teilbde. 1 und 2, Frankfurt a. M. 2006, S.  3819-3830; Marc Szydlik/Jür-
gen Schupp, Wer erbt mehr? Erbschaften, Sozialstruktur und Alterssicherung, in: 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 56/4 (2004), S. 609-629. 

47 Vgl. zum Amtsgericht Köln 1975 etwa: Günther Schulte, Art und Inhalt eröffne-
ter Verfügungen von Todes wegen, Münster 1982, S. 21; zu den vier fränkischen 
Amtsgerichtsbezirken 1975/76: Dieter Leipold, Wandlungen in den Grundlagen 
des Erbrechts? in: Archiv für civilistische Praxis 180 (1980), S. 160-237; zu den drei 
hessischen Amtsgerichtsbezirken 1995: Jeanette Vollmer, Verfügungsverhalten von 
Erblassern und dessen Auswirkungen auf das Ehegattenerbrecht und das Pflicht-
teilsrecht. Reformvorschläge anhand empirisch gewonnenen Tatsachenmaterials, 
Frankfurt a. M. 2001.

48 Für das 19. Jahrhundert liegen bereits Arbeiten vor, die die Bedeutung der Katego-
rie Geschlecht für die Erbregelungen beleuchtet haben. Vgl. hierzu etwa: Stefanie 
Bietz, Erbschaften im Bürgertum. Eigentum und Geschlecht in Sachsen (1865-
1900), Leipzig 2012.
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oder gänzlich ausgeblendet worden.49 Die Geschichte der für die bun-
desdeutsche Wirtschaftsgeschichte so wichtigen Familienunternehmen 
wurde und wird häufig ohne die Familie erzählt. Einzig bei der Nach-
folge an der Unternehmensspitze tauchen die Eigentümer*innen auf, 
werden aber zumeist als Störfaktor für den reibungslosen Betriebsablauf 
gesehen. Bereits Werner Sombart hatte vom Buddenbrooks-Syndrom 
gesprochen und damit in Anlehnung an den gleichnamigen Roman 
von Thomas Mann ein Scheitern vieler Familienunternehmen in der 
Enkelgeneration impliziert.50 Der Blick auf Familien hinter den Unter-
nehmen und ihren Umgang mit dem Vermögen, gerade auch bei der 
Weitergabe an die nächste Generation, ist jedoch extrem lohnenswert, da 
hierdurch aufgezeigt werden kann, wie soziale Ungleichheit »gemacht« 
wird, indem Vermögende ihre Handlungsspielräume nutzen, um sich 
ihrer steuerlichen Verpflichtungen zu entledigen. So zeigt die Arbeit 
von Simone Derix zum Vermögenshandeln der Thyssens im 19. und 
beginnenden 20. Jahrhundert, wie es dieser reichen Unternehmerfamilie 
gelang, durch ihre internationale Vernetzung die an den National-
staat gebundenen Steuergesetze zu umgehen.51 Dabei spielten professio-
nelle Berater*innen, sei es bei der Vermögensverwaltung oder bei der 
Rechts- und Steuerberatung, eine herausragende Rolle, wenn auch ihr 
Wirken der Öffentlichkeit zumeist verborgen blieb, wie Simone Derix 
herausgearbeitet hat.52 Allerdings ist anzumerken, dass sich diese Er-
kenntnisse zum Vermögenshandeln und zur Rolle von »hidden helpers« 
auf die Untersuchung einer außergewöhnlich (einfluss-)reichen Familie 
beziehen. Die Vererbungspraktiken breiter Bevölkerungsteile sind für 
das 20. Jahrhundert hingegen aus geschichtswissenschaftlicher Sicht 
nicht untersucht worden.53 Dieser Befund lässt sich im Grunde auf die 

49 Hierzu und zum Folgenden: Isabell Stamm/Nicole Schmiade/Martin Kohli, Von 
Generation zu Generation. Der Nachfolgeprozess in Familienunternehmen, in: 
Susanne Hilger/Ulrich Soénius (Hg.): Familienunternehmen im Rheinland im 19. 
und 20. Jahrhundert, Köln 2009, S. 177-187, S. 183. 

50 Vgl. zu den verschiedenen Konzeptionen von Familienunternehmen und damit 
einhergehenden Annahmen: Susanne Hilger, »Under Reconstruction« – Famili-
enunternehmen als Gegenstand der jüngeren wirtschaftshistorischen Forschung, 
in: dies./Ulrich Soénius (Hg): Familienunternehmen im Rheinland im 19. und 
20. Jahrhundert, S. 9-22, S. 17 f.

51 Vgl. hierzu: Simone Derix, Die Thyssens. Familie und Vermögen, Paderborn 2016.
52 Simone Derix, Hidden Helpers. Biographical Insights into Early and Mid-Twen-

tieth Century Legal and Financial Advisors, in: European History Yearbook 16 
(2015), S. 47-62.

53 Die Ausnahme bilden die vorläufigen Ergebnisse des Habil-Projekts von Jürgen 
Dinkel, die dieser in zwei Aufsätzen veröffentlicht hat, die sich hinsichtlich der 
Vererbungspraktiken jedoch auf die identischen Quellen beziehen. Vgl. daher 
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britische Geschichtsschreibung übertragen.54 Wie bereits erwähnt, war 
die Vermögensverteilung dort zwar früher Thema als in der deutschen 
Forschung, aber das Augenmerk auf die Verteilung der Vermögen hat 
letztlich die große Bevölkerungsmehrheit aus dem Blick geraten lassen. 
Die besonders vermögenden Personen und der Reichtum der Väter im 
Verhältnis zu den Söhnen standen im Mittelpunkt.55 Anfang der 1990er 
Jahre haben dann sowohl ein familiensoziologisches56 als auch ein sozi-
algeografisches57 Forschungsprojekt erstmalig größere Stichproben gezo-
gen, die auch die Nachlässe weniger vermögender Personen umfassten.

Quellen und Methodik

Da in der vorliegenden Arbeit die Vermögensvererbung aus unterschied-
lichen Perspektiven beleuchtet wird, ist es notwendig, Quellenmaterial 
verschiedenen Ursprungs zu nutzen. 

Für die politikgeschichtliche Perspektive der Regulierung der Vermö-
gensvererbung über das Erbrecht und das Steuerrecht sind für die Bundes-
republik Deutschland die Aktenüberlieferungen der beiden zuständigen 
Ministerien, des Bundesministeriums der Justiz und des Bundesministe-
riums der Finanzen, von besonderer Bedeutung. Beide Rechtsbereiche 
waren eher politisch randständig, sodass sich die jeweiligen Ministerien 
nicht fortlaufend damit beschäftigten. Trotzdem sind gerade die Bestän-
de des Bundesjustizministeriums ergiebig, da die zuständigen Beamten 
in der ersten Hälfte der 1970er Jahre Material sammelten, das empirisch 
fundierte Einblicke in die bundesdeutschen Vererbungsprozesse gewäh-

die aktuellere Veröffentlichung: Jürgen Dinkel, Erbpraktiken und Vermögensun-
gleichheit. Was kann die historische Analyse von Erbfällen und Erbpraktiken zu 
einer Vermögens- und Gesellschaftsgeschichte des 20. und 21. Jahrhunderts beitra-
gen?, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 70/11 u. 12 (2019), S. 661-677.

54 Zum frühen 19. Jahrhundert hingegen gibt es etwa bereits Studien. Vgl. hierzu: 
Alastair Owens, Property, Will Making and Estate Disposal in an Industrial Town, 
1800-1857, in: John Stobart/Alastair Owens (Hg.): Urban Fortunes. Property and 
Inheritance in the Town 1700-1900, Aldershot 2000, S. 79-107.

55 Eine erste derartige Studie entstand bereits Ende der 1920er Jahre. Vgl. hierzu: 
Josiah Wedgwood, The Economics of Inheritance, London 1929. Sie prägte spä-
tere Arbeiten, die ihre Methodik übernahmen und so Vergleichsperspektiven über 
längere Zeiträume ermöglichten. Vgl. hierzu: Colin D. Harbury, Inheritance and 
the Distribution of Personal Wealth in Britain, in: The Economic Journal 72/288 
(1962), S. 845-868.

56 Janet Finch u. a., Wills, Inheritance and Families, Oxford 1996.
57 Chris Hamnett/Michael Harmer/Peter Williams, Safe as Houses. Housing Inheri-

tance in Britain, London 1991.
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ren sollte, um eine mögliche Reform des Erbrechts vorzubereiten. Dabei 
handelte es sich vor allem um bisher unveröffentlichtes Material. So hat-
te das Ministerium etwa Notar*innen nach ihren Arbeitserfahrungen im 
Bereich des Erbrechts befragt oder eine empirische Auswertung von über 
2.000 Todesfällen anfertigen lassen, um sich einen besseren Überblick 
über die Vermögensvererbung in der Bundesrepublik zu verschaffen. 
In den Beständen des Bundesfinanzministeriums sind vorrangig die 
Akten der Mitte der 1960er Jahre eingesetzten Steuerreformkommission 
von Interesse, vor allem ausführliche Protokolle der Sitzungen der Un-
terkommission, die sich unter anderem mit der Erbschaftsteuerreform 
auseinandersetzte. Ergänzend befinden sich im Bestand des Bundeskanz-
leramts überlieferte Protokolle des Finanzausschusses des Bundestages 
zur Reform der Erbschaftsteuer 1973, im Bestand des Bundesministe-
riums für Wirtschaft einige Materialien zur Rolle der Erbschaftsteuer 
im thematischen Kontext der Vermögensbildung, im Nachlass des ehe-
maligen Bundesfinanzministers Alex Möller zur Erbschaftsteuerreform 
1973 und im Bestand der Leitstelle für Finanzverwaltung Material, das 
es ermöglicht, die Neuordnung des Steuerwesens in der Zeit der Be-
satzung durch die alliierten Siegermächte nachzuvollziehen. In diesen 
Beständen finden sich auch empirische Informationen, etwa Steuersta-
tistiken aus der unmittelbaren Nachkriegszeit, die Aufschlüsse über die 
Vermögensvererbung in der zweiten Hälfte der 1940er Jahre geben. Diese 
staatlichen Überlieferungen werden durch die Bestände des Archivs des 
Liberalismus, des Archivs der Konrad-Adenauer-Stiftung sowie Material 
des Deutschen Industrie- und Handelskammertages aus dem Rheinisch-
Westfälischen Wirtschaftsarchiv in Köln ergänzt. 

Für die politische Regulierung der Vermögensvererbung in Großbri-
tannien sind staatliche Überlieferungen, vor allem verschiedene Bestände 
der Treasury, des Lord Chancellor Office, des Prime Minister’s Office, 
des Board of Inland Revenue, der Royal Commission of the Distribution 
of Income and Wealth sowie der Nachlass des ehemaligen Schatzkanzlers 
Hugh Dalton, der sich im Archiv der London School of Economics be-
findet, heranzuziehen. Zudem bieten die Überlieferungen der National 
Union of Manufacturers und der Confederation of British Business, die 
sich im Modern Records Center der University of Warwick befinden, 
entsprechendes Material. 

Um sich den Vererbungspraktiken, aber auch dem Umgang mit dem 
geerbten Vermögen nähern zu können, müssen andere Quellen genutzt 
werden. Die vorliegende Arbeit stützt sich hierfür vorrangig auf dreierlei 
Schriftgut: Nachlassakten, Erbschaftsteuerakten und Überlieferungen 
einzelner Unternehmerfamilien. Nachlassakten und Erbschaftsteuerak-
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ten sind die Produkte der staatlichen Abwicklung von Erbfällen. Bevor 
Erb*innen den Erbteil rechtmäßig in Besitz nehmen können, benötigen 
sie – auch in der Gegenwart noch – einen Erbschein, der durch das 
Nachlassgericht des jeweiligen Amtsgerichts erteilt wird. Theoretisch 
ist es also möglich, mittels der Analyse von Nachlassgerichtsakten die 
Vererbungspraktiken der Bevölkerung eines Amtsgerichtsbezirkes für 
einen bestimmten Zeitraum, etwa ein Jahr, zu untersuchen. Dabei ist je-
doch zu bedenken, dass nicht alle Todesfälle eines Jahres auch in diesem 
Jahr zur Erteilung eines Erbscheins führten, da etwa eine aufwendige 
Erb*innenermittlung zu Verzögerungen führen konnte. Die Hauptauf-
gabe der Nachlassgerichte war und ist die Feststellung der rechtmäßigen 
Erb*innen. Der Wert eines Nachlasses oder Erbes war für diesen Vor-
gang irrelevant, wurde aber trotzdem geschätzt, da er die Grundlage für 
die Festsetzung der Gerichtskosten bildete. 

Im Rahmen dieser Arbeit soll jedoch sowohl auf die festgestellten 
Vererbungspraktiken als auch auf die vererbten Werte Bezug genommen 
werden. Dabei ist zumindest immer zu reflektieren, dass die im Rahmen 
eines Erbscheinsverfahrens angegebenen Werte eher als eine Annäherung 
zu sehen sind. Einerseits dürfte ein Teil der Erb*innen zu niedrige Werte 
erklärt haben, um Kosten zu sparen. Andererseits deuten die Häufungen 
pauschaler Werte wie 5.000 oder 10.000 DM darauf hin, dass es sich nur 
um grobe Schätzungen handelte, die den realen Wert von Nachlässen 
unter-, aber eben auch deutlich übersteigen konnten. Bei Nachlassge-
richtsakten, die nicht nur ein Erbscheinsverfahren betrafen, sondern 
auch eine temporäre Nachlasspflegschaft durch vom Gericht bestellte 
Nachlasspfleger*innen umfassten, sind hingegen genaue Nachlasswerte 
feststellbar. Im Falle der vorliegenden Arbeit sind die im Landesarchiv 
Berlin befindlichen Nachlassakten des Amtsgerichts Neukölln des Jahres 
1962, die knapp über 1.600 Todesfälle umfassen, ausgewertet worden, 
um einen Einblick in die Vererbungspraktiken und die Vermögensver-
teilung auf lokaler Ebene zu erhalten. Neben dieser eher klassischen 
Nutzung solcher Akten, die aus der empirischen Rechtswissenschaft 
(Rechtstatsachenforschung) stammt, lassen derartige Akten eine weitere 
Forschungsperspektive zu, die bisher keine weitere Beachtung gefunden 
hat. Das Erben war ein Prozess, im Zuge dessen eine ganze Reihe von 
Arbeiten erledigt werden mussten. Bei der Abwicklung eines Nachlasses 
waren je nach Familienkonstellation der Verstorbenen eine Vielzahl 
professioneller Dienstleister*innen beteiligt. Damit kann eine Analyse 
von Nachlassakten auch einen Beitrag zur Arbeitsgeschichte in der sich 
ausdifferenzierenden bundesdeutschen Arbeitswelt der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts leisten.
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Erbschaftsteuerakten decken nur ein deutlich kleineres Spektrum an 
Todesfällen ab, denn die Zahl der steuerpflichtigen Erbschaften ist ver-
hältnismäßig klein. Zwischen 1953 und 1962 waren insgesamt nur etwas 
mehr als 321.000 Erbschaften steuerpflichtig, während jährlich etwa 
600.000 bis 800.000 Personen in der Bundesrepublik verstarben.58 Diese 
Akten sind aber besonders interessant für die Untersuchung der Verer-
bungspraktiken, da sie ein detailliertes Bild von den Vermögensstruk-
turen einer verstorbenen Person geben und somit Rückschlüsse von Art 
und Umfang des Besitzes auf das Vermögenshandeln möglich werden. 
Erbschaftsteuerakten sind aufgrund langer Sperrfristen (Steuergeheim-
nis) bisher nicht für die zeithistorische Forschung genutzt worden. Sie 
enthalten das im Rahmen der Steuerveranlagung produzierte Schriftgut, 
also die Erbschaftsteuererklärung der Erb*innen, amtliche Dokumente 
zur Bewertung von Grund- und Betriebsvermögen und das Ergebnis 
der Steuerveranlagung, den Erbschaftsteuerbescheid. Waren bereits zu 
Lebzeiten Schenkungen erfolgt, die von Relevanz für die Berechnung 
der Erbschaftsteuer waren, so waren auch Dokumente zu diesen Vermö-
genstransfers enthalten. Aufgrund der gesetzlichen Anzeigepflicht waren 
auch Konten und Depotübersichten von Kreditinstituten und Versiche-
rungsfirmen enthalten, sodass genaue Angaben zu Geld- und Wertpa-
piervermögen bzw. Kapitallebensversicherungen gegeben werden kön-
nen. Darüber hinaus enthalten Erbschaftsteuerakten auch Dokumente 
von Nachlassgerichten und Standesämtern. Neben Dokumenten, aus 
denen sich biografische Informationen gewinnen oder vervollständigen 
lassen, handelt es sich hierbei vor allem um Erbscheine und letztwillent-
liche Erbregelungen. Da im Regelfall nicht nur der buchstäblich letzte 
Wille Eingang in die Akte fand, sondern alle im Verlauf eines Lebens 
verfassten notariell beglaubigten Testamente und Erbverträge, können 
mögliche Veränderungen der Erbregelung im Zeitverlauf nachvollzogen 
werden. Im Rahmen dieser Arbeit sind etwa 600 Erbschaftsteuerakten 
aus den Landesarchiven Hannover, Darmstadt und Berlin ausgewertet 
worden, die sich auf Todesfälle aus den späten 1950er Jahren bis Ende der 
1980er Jahre beziehen. 

Um zusätzlich zu allgemeinen Trends bei der Vererbung auch detail-
lierte Einblicke in einzelne Erbregelungen und den Umgang mit geerb-
tem Vermögen zu erhalten, sind Bestände einzelner Unternehmerfami-
lien bzw. Nachlässe von Testamentsvollstrecker*innen einzubeziehen. 

58 Vgl. Tabelle: 4. Steuerfälle nach Steuerklassen und Veranlagungsjahren, in: Statis-
tisches Bundesamt Wiesbaden (Hg.): Fachserie L Finanzen und Steuern, Reihe 6 
Einkommen- und Vermögenssteuern, V. Erbschaftsteuer 1953 bis 1962, Wiesbaden 
1966, S. 15.

quellen und methodik



28

Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um die Überlieferungen zur 
Tuchfabrik Johann Wülfing & Sohn und den Nachlass des Bankdirek-
tors Carl Wuppermann im Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsarchiv in 
Köln sowie um Überlieferungen der Familie Quandt aus dem hessischen 
Wirtschaftsarchiv in Darmstadt. Besonders der Bestand Johann Wülfing 
& Sohn ist sehr ergiebig, da die verschiedenen Stämme der Unterneh-
merfamilie Hardt große Teile ihrer vermögensbezogenen Angelegenhei-
ten über die Firma abwickelten und die zuständigen Prokuristen zu wich-
tigen Mittlern und Vertrauenspersonen bei der Vermögensvererbung 
wurden. Die Bedeutung dieser Berater*innen ist nicht zu unterschätzen, 
gerade in Bevölkerungskreisen, in denen die steuerliche Wirkung der ei-
genen Nachlassplanung einen wichtigen Bezugspunkt des Denkens und 
Handelns bildete.

Allein aus der Beschreibung der genutzten Quellen ist ersichtlich, dass 
die vorliegende Arbeit in ihrer Aussagekraft auf verschiedene Weise limi-
tiert ist. Es ist für einen einzelnen Forscher im Grunde unmöglich, auf 
empirisch breiter Basis die Vererbungspraktiken zu untersuchen. Um die 
empirisch gewonnenen Erkenntnisse bestmöglich einzuordnen, werden 
sie in der vorliegenden Arbeit mit den wenigen Studien verglichen, die 
es bisher gibt. Ausgespart bleibt die Perspektive der Fremdwahrnehmung 
von Erb*innen in der Gesellschaft. Als Teil der sich entwickelnden 
Reichtumsgeschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert wäre es durchaus 
lohnenswert, die gesellschaftlichen Zuschreibungen für Erb*innen und 
deren Wandel systematisch zu untersuchen.59 Beim Umgang mit dem 
geerbten Vermögen muss sich die Untersuchung zudem allein auf die 
Bundesrepublik fokussieren, da derartige Untersuchungen für Groß-
britannien nicht vorliegen und eine quellenbasierte Untersuchung im 
Rahmen dieser Arbeit aus arbeitsökonomischen Gründen nicht zu leisten 
war.

59 Zur Wahrnehmung von Reichtum und Reichen in der Bundesrepublik sind bereits 
erste Arbeiten entstanden, ohne jedoch Erb*innen als Träger*innen alten Reich-
tums genauer zu betrachten. Vgl. hierzu: Eva Maria Gajek, Reiche und Reichtum 
in der Bundesrepublik der 1960er Jahre. Eine Dialektik von Sichtbarkeit und 
Unsichtbarkeit, in: Werkstatt Geschichte 73 (2016), S. 51-70; oder dies./Anne Kurr, 
Reichtum und Reiche in Deutschland. Neue Perspektiven auf Akteure, Räume, 
Repräsentationen und Vermessungen im 20. Jahrhundert; in: Eva Maria Gajek/
Anne Kurr/Lu Seegers (Hg.), Reichtum in Deutschland. Akteure, Räume und 
Lebenswelten im 20. Jahrhundert, Göttingen 2019, S. 9-31.
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I. Nachkriegszeit

Das Ende des Zweiten Weltkrieges in Europa war nicht nur eine politi-
sche, sondern auch eine soziale Zäsur. Flucht, Bombenschäden und Mas-
sensterben hatten die soziale Struktur und die Vermögen in Deutschland 
verändert. Doch auch in Großbritannien waren gesellschaftliche Neu-
ordnungen unausweichlich. Große Teile der Bevölkerung wünschten 
eine Modernisierung des Landes, dessen Institutionen durch den jahre-
langen Krieg wie eingefroren gewesen waren. Die letzte Parlamentswahl 
hatte 1936 stattgefunden und lag damit fast eine Dekade zurück. Die 
vielfältigen Kriegserfahrungen hatten die traditionellen sozialen Dis-
tinktionslinien der britischen Klassengesellschaft geschwächt, teils vorü-
bergehend verschwinden lassen. Bei vielen war der Wunsch nach einem 
egalitäreren System gereift. Die Vermögensvererbung war dabei ein wich-
tiger Bezugspunkt, denn das »alte Geld«, mit dem seit Jahrhunderten pri-
vilegierte Schichten ihre soziale Position sicherten, geriet immer mehr in 
die Kritik. Eine Reform und Erhöhung der nachlassbezogenen Steuern 
wurde daher ein wichtiges Projekt der neugewählten Labour-Regierung. 
Im Rahmen der alliierten Besatzungspolitik in Westdeutschland ging 
es in drei Sachfragen um die Vermögensvererbung, deren Neuregelung 
zugleich auch Rückschlüsse über das Verhältnis von Besatzern und 
Besetzten zulassen. Bei der Neufassung des landwirtschaftlichen Sonder-
erbrechts, dem von den Nationalsozialisten geschaffenen »Reichserbhof-
gesetz«, kooperierten beide Seiten. Hingegen rief die alliierte Politik im 
Bereich der »Wiedergutmachung« für die Opfer des Nationalsozialismus 
und deren Erb*innen sowie im Bereich der Steuern starken Widerstand 
der Deutschen hervor. Während dieser im Falle der »Wiedergutma-
chung« scheiterte, hatte der Protest bei der Steuer Erfolg. Aufgrund des 
britischen Einflusses in den Westzonen Nachkriegsdeutschlands kam es 
für wenige Jahre zu einer Annäherung bei der Vermögensbesteuerung 
und den Vererbungspraktiken. Briten und Deutsche waren sich bei der 
Vererbung ihres Besitzes nie ähnlicher als in dieser kurzen Phase, die 
spätestens mit der Gründung der Bundesrepublik endete.
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Nachkriegsdeutschland:  
Hohe Erbschaftsteuer, geringe Steuermoral

Lange Zeit hielt sich die Erzählung der »Stunde Null«, des kompletten 
Neuanfangs, nach dem Zusammenbruch der »Volksgemeinschaft« und 
der militärischen Niederlage Nazi-Deutschlands. Dieses Narrativ hatte 
sich schnell auch für die Vermögensverhältnisse etabliert, da es nicht 
zuletzt die Kriegserfahrungen vieler Deutscher zu bestätigen schien. Mil-
lionen Geflüchtete und Vertriebene hatten beim Verlassen ihrer Heimat 
immobile Vermögenswerte zurücklassen müssen, und die Zerstörungen 
des Luftkrieges waren besonders in städtischen Räumen allgegenwärtig. 
Mieter*innen in betroffenen Städten hatten mit Möbeln und Wert-
sachen häufig einen beträchtlichen Teil ihres Vermögens verloren, die 
Eigentümer*innen von Wohn- und Geschäftsimmobilien durch den 
Wegfall von Mieteinnahmen einen Teil ihres Einkommens. Zudem 
mussten Hausbesitzer*innen nach Kriegsende für Wiederaufbau oder 
Reparatur der Immobilien häufig große finanzielle Anstrengungen auf-
bringen. Durch die Währungsreform 1948 waren darüber hinaus auch 
Geldvermögen weitgehend entwertet worden, sodass es durchaus gute 
Gründe gab, das sprachliche Bild des Neuanfangs zu nutzen, wenn von 
Vermögensverhältnissen im Nachkriegsdeutschland die Rede war.

Dem stand die zeitgenössisch wenig beachtete Tatsache gegenüber, 
dass im Luftkrieg industrielle Anlagen nur zu etwa zehn Prozent zerstört 
worden waren, obwohl sie ein wichtiges Ziel der alliierten Angriffe wa-
ren.1 Gerade solche industriellen Werte bildeten den Grundstock des 
wirtschaftlichen Wiederaufstiegs der späteren Bundesrepublik, und ihre 
Eigentümer*innen, ob als Unternehmer*innen oder Aktionär*innen, 
sollten hiervon auf lange Sicht stark profitieren. Außerdem gab es auch 
Regionen, die kaum kriegsbedingte Zerstörung von Vermögenswerten 
erfahren hatten. Ein amerikanischer Nachrichtenoffizier notierte im 
April 1945, dass es vor allem in bürgerlichen Vor-, aber auch in Kurorten 
Deutsche gegeben habe, »die Reichtum und Gesundheit« ausstrahl-
ten, als wären sie »mit dem Schrecken des Krieges nicht in Berührung 
gekommen«.2 In diesen Regionen waren immobile Vermögens- und 
andere Sachwerte kaum in Mitleidenschaft gezogen worden. Dieses Ur-
teil bedarf jedoch einer weiteren Differenzierung, da sich häufig auch in 

1 Vgl. Werner Abelshauser, Deutsche Wirtschaftsgeschichte seit 1945, München 2004, 
S. 68.

2 Zitat abgedruckt bei: Ulrich Herbert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhun-
dert, München 2014, S. 551.
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solchen Fällen vielfältige kriegsbedingte Erfahrungen überlappt haben 
dürften, wie die Situation der Familie Quandt exemplarisch deutlich 
macht. Der Wert des gesamten Vermögens von Günther Quandt am 
Kriegsende lässt sich nicht genau ermitteln. Da er aber einige Firmen 
direkt kontrollierte und an weiteren Anteile besaß, unter anderem in der 
Kaliindustrie (Wintershall AG), der Textilindustrie (Draeger) und der 
Elektroindustrie (Accumulatoren Fabrik Aktiengesellschaft (AFA, später 
VARTA), dürfte es beträchtlich gewesen sein. Sechs Jahre später, im Ok-
tober 1951, schätzte sein Wirtschaftsprüfer allein den Wert seiner Aktien 
und Betriebsanteile auf gut 28 Millionen DM,3 und bei seinem Tod Ende 
1954 wurden sie mit gut 55 Millionen DM bewertet.4 

Noch vor Kriegsende, im April 1945, schrieb Günther Quandt seinem 
Sohn Harald, der zu diesem Zeitpunkt in einem nordafrikanischen 
Kriegsgefangenenlager inhaftiert war. Er teilte ihm mit, dass er auf sechs 
Millionen Reichsmark verzichten würde, die ihm der Sohn nach einem 
innerfamiliären Verkauf von Betriebsanteilen der väterlichen Firmen 
noch schuldete. Infolge dieses Erlasses würde der Transfer als Schenkung 
gewertet, für die der Vater zudem die fällige Steuer zahlen würde.5 Die 
Familie Quandt hatte sich bei Kriegsende finanziell in der Lage befun-
den, eine solche innerfamiliäre Vermögensübertragung durchzuführen, 
bei der eine Schenkungsteuer im mittleren sechsstelligen Bereich ange-
fallen sein dürfte. Und sie tat dies trotz der Ungewissheit über die nähere 
Zukunft und der Tatsache, dass der zukünftige Erbe Harald Quandt die 
Eigentumsrechte aufgrund seiner Kriegsgefangenschaft nicht wahrneh-
men konnte. Bei dem 1945 zur Schenkung umgewandelten Verkauf von 
Betriebsanteilen von Günther Quandt an einen der beiden Söhne han-
delte es sich nicht um einen einmaligen Akt. Es war vielmehr eine Strate-
gie, um bereits zu Lebzeiten größere Teile des Vermögens an die nächste 
Generation weiterzugeben und so im Idealfall auch Steuern zu sparen.6 
Die Familie Quandt arbeitete also, wie andere vermögende Familien 

3 Vermögensaufstellung Dr. Günther Quandt, 30. Oktober 1951, in: Nachlass Familie 
Quandt, in: Hessisches Wirtschaftsarchiv (in der Folge: HWA), Abt. 2017, Nr. 22.

4 Dieser Wert wurde der Testamentseröffnung am 13. Januar 1955 zugrunde gelegt. 
Vgl. hierzu: Joachim Scholtyseck, Der Aufstieg der Quandts. Eine deutsche Unter-
nehmerdynastie, München 2011, S. 837.

5 Beglaubigte Abschrift, Schenkung an Herrn Leutnant Harald Quandt, 16. April 
1945, in: Nachlass Familie Quandt, HWA, Abt. 2017, Nr. 22.

6 Im Zuge dieser Regelung sollten außerdem getrennte Vermögenssphären geschaf-
fen werden, indem jeweils ein Sohn die gesamten Anteile an einer Firma erhalten 
und somit ohne das Einverständnis des Bruders handlungsfähig sein sollte. Brief 
Direktor Schumann an das Finanzamt Potsdam, betr.: Steuerangelegenheit Dr. h. c. 
Quandt, 18. Dezember 1939, in: Nachlass Familie Quandt, HWA, Abt. 2017, Nr. 22.
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auch, von Krisen und Kriegen der ersten Jahrhunderthälfte unbeirrt, auf 
den Erhalt des Vermögens in der Familie hin. Hier von einer »Stunde 
Null« zu sprechen, wäre völlig unzutreffend. Die weitere Geschichte 
der Familie Quandt bis zur Gegenwart ist im Grunde exemplarisch für 
viele vermögende Familien in Deutschland. Die beiden Erben Günther 
Quandts, seine Söhne Herbert und der bei einem Unfall früh verstorbe-
ne Harald, waren wichtige Akteure der bundesrepublikanischen Wirt-
schaftsgeschichte. Während die Erbinnen Harald Quandts zurückgezo-
gen leben und wenig über sie bekannt ist, prägen die Erb*innen Herbert 
Quandts, der die treibende Kraft hinter dem Aufstieg der Bayerischen 
Motoren Werke (BMW) von einem kriselnden Unternehmen zu einem 
der weltweit führenden Automobilhersteller war, bis heute die Bun-
desrepublik. Als Hauptaktionäre von BMW erhielten Stephan Quandt 
und Susanne Klatten, die Kinder und Erb*innen Herbert Quandts, 
allein im Jahr 2017 über eine Milliarde Euro Dividende aufgrund ihres 
Erbes.7 Erfolgsgeschichten vermögender Familien über Kriege, Krisen 
und politische Zäsuren hinweg haben vielfältige Ursachen: Unterneh-
merisches Geschick, Risikobereitschaft, passende Anlagestrategien oder 
Glück spielten dabei ebenso eine wichtige Rolle wie eine vorausschauen-
de Nachlassvorsorge. 

Im Zentrum der alliierten Um- und Neugestaltung Deutschlands nach 
1945 standen zwar die Entnazifizierung, die wirtschaftliche Entflechtung 
deutscher Großkonzerne, die Demilitarisierung und Demokratisierung 
der deutschen Gesellschaft, aber auch die öffentlichen Finanzen sollten 
reformiert werden. Die forcierte Aufrüstung NS-Deutschlands und der 
Zweite Weltkrieg waren zu großen Teilen kreditfinanziert gewesen. Bei 
Kriegsende waren die Schulden des Deutschen Reiches so hoch, dass 
sie ohne Eingriffe in die Finanzverfassung nicht mehr abgebaut werden 
konnten. Die Alliierten versuchten daher zunächst, den enormen Geld-
überhang aus dem Wirtschaftskreislauf zu entfernen. Hierfür erhöhten 
sie die Steuersätze auf Einkommen und Vermögen stark, ohne jedoch 
die Strukturen des deutschen Steuersystems grundlegend zu verändern.8 
Die einzige Ausnahme bildete die Erbschaftsteuer, deren Struktur die 

7 Eine Milliarde Euro Dividende für die Quandts, in: manager magazin online 
vom 22. März 2017, https://www.manager-magazin.de/finanzen/artikel/bmw- eine-
milliarde-euro-fuer-stefan-quandt-und-susanne-klatten-a-1139896.html (letzter Auf-
ruf: 3.5.2021).

8 Vgl. Ehrlicher, Finanzpolitik, S. 215 f.
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Alliierten mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 17 im Februar 1946 stark ver-
änderten.9 

Die bis Ende 1945 geltenden fünf Steuerklassen wurden abgeschafft 
und durch eine Einheitssteuerklasse ersetzt, die sich an den Steuersät-
zen der früheren Steuerklasse V orientierte. Damit entfiel fortan die 
differenzierte Behandlung von Erb*innen aufgrund ihres Verwandt-
schaftsgrads zur verstorbenen Person. Alle Erb*innen hatten nunmehr 
die hohen Steuersätze zu zahlen, die in der früheren Steuerklasse V nur 
Personen vorbehalten waren, die nicht mit der Erblasser*in verwandt 
gewesen waren. Diese lagen zwischen 14 (über 10.000 Reichsmark) und 
60 Prozent (über zehn Millionen Reichsmark). Angehörige der Steuer-
klassen I bis III, also Ehepartner*innen, Abkömmlinge, Eltern und Ge-
schwister konnten dabei zunächst 10.000 Reichsmark steuerfrei erben, 
alle weiteren Erb*innen kamen nur in den steuerfreien Genuss von 500 
Reichsmark.10 Da auch der hinterlassene Hausrat über einer Freigrenze 
von 5.000 Reichsmark fortan in die Berechnung der Erbschaftsteuer 
einfloss, kam es zu einer starken Erhöhung der Besteuerung im Todes-
fall. Die für das deutsche Erbschaftsteuerrecht charakteristische steu-
erliche Privilegierung naher Verwandter war durch diese Änderungen 
bereits stark eingeschränkt worden. Durch den Wegfall des Paragrafen 
17 a des Erbschaftsteuergesetzes wurde diese Privilegierung noch weiter 
geschwächt. Dieser war erst 1934 ins Gesetz eingebracht worden und 
sicherte überlebenden Ehepartner*innen in sogenannten beerbten Ehen 
Steuerfreiheit zu. Lebten zum Zeitpunkt des Todes gemeinsame eheliche 
Kinder, so konnten Witwen oder Witwer steuerfrei erben, während kin-
derlose Ehepaare im Erbfall steuerpflichtig waren.11 Die Änderungen der 
Alliierten galten rückwirkend ab Jahresbeginn 1946 und führten dazu, 

9 Hierzu und zum Folgenden: Erlass betreffend Veranlagung der Erbschaftsteuer 
aufgrund des Kontrollratsgesetzes Nr. 17 zur Änderung des Erbschaftsteuergesetzes, 
in: Leitstelle der Finanzverwaltung/Gemeinsame Steuer- und Zollabteilung der 
Länder Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
(in der Folge: Leitstelle der Finanzverwaltung), in: Bundesarchiv Koblenz (in der 
Folge: BArch), Z31/376.

10 Erben der früheren Steuerklassen I bis III hatten nunmehr einen Freibetrag von 
10.000 Reichsmark, Erben der früheren Steuerklassen IV und V einen Freibetrag 
von 500 Reichsmark. Vgl. hierzu: Durchführungsbestimmungen zum Kontroll-
ratsgesetz Nr. 17 betreffend Änderung der Erbschaftsteuer, in: BArch, Z 31/376.

11 Eine Steuerbefreiung für »beerbte Ehen« hatte es bereits in früheren Erbschaftsteu-
ergesetzen gegeben. In der Novellierung 1934 wurde das Prinzip auf die Ehe mit der 
verstorbenen Person verengt. Kinder aus früheren Ehen führten fortan nicht mehr 
zur Steuerfreiheit des überlebenden Ehepartners. Vgl. hierzu: Klaus Peter Kisker, 
Die Erbschaftsteuer als Mittel der Vermögensredistribution. Eine empirische und 
theoretische Untersuchung, Berlin 1964, S. 97.
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dass die in den drei Westzonen gültige Erbschaftsteuer fortan stark der 
im angloamerikanischen Raum verbreiteten Nachlasssteuer ähnelte. Al-
lerdings blieb der Hauptunterschied zwischen den beiden Steuern weiter 
erhalten: Weiterhin zahlten Deutsche nur Steuer auf den erhaltenen Teil 
eines Nachlasses, während etwa in Großbritannien oder den USA der 
gesamte Nachlass besteuert wurde. 

Diese Veränderungen bei der Erbschaftsteuer hatten direkte Auswir-
kungen auf Steuerverfahren, öffentliche Finanzen und Vererbungsprak-
tiken in der Nachkriegszeit. Zunächst einmal stieg das Aufkommen der 
Erbschaftsteuer stark an und führte damit zur Rückführung finanzieller 
Mittel aus privaten Händen in die Staatskasse. Die Aufkommensent-
wicklung umfassend zu rekonstruieren, ist leider nicht möglich. Aller-
dings lässt sich die Aufkommenssteigerung regional nachweisen.12 Auch 
die statistischen Erhebungen der britischen Zonenverwaltung deuten 
auf eine aufkommenssteigernde Wirkung hin. So waren 1945 noch 
unter dem alten Erbschaftsteuerrecht etwa 37 Millionen Reichsmark 
Erbschaftsteuer eingenommen worden, während es 1946 bereits über 
52  Millionen Reichsmark waren; für 1947/48 prognostizierte die Finanz-
verwaltung eine erneute Aufkommenssteigerung auf etwa 112,5 Millio-
nen Reichsmark.13 Es kam jedoch nicht nur zu höheren Einnahmen aus 
der Erbschaftsteuer. Vielmehr änderte sich auch die Zusammensetzung 
der steuerpflichtigen Erb*innen. 1945 hatten entfernt verwandte oder 
nicht verwandte Erb*innen etwa die Hälfte der gesamten Erbschaft-
steuereinnahmen gezahlt. Durch die Gesetzesänderung fiel ihr Anteil 
1946 auf nur noch 15 Prozent. Dagegen zahlten mit den überlebenden 
Ehepartner*innen bzw. den Kindern der verstorbenen Erblasser*in nun-
mehr zwei Personengruppen einen Großteil der Steuer, die zuvor weitge-
hend steuerfrei geblieben waren. Insgesamt entfielen knapp 70 Prozent 
der gesamten Erbschaftsteuer in der Britischen Zone auf Erb*innen aus 
der Kernfamilie.14 

Die Aufkommenssteigerung hing nur bedingt mit der Erhöhung der 
Steuersätze zusammen. Den Hauptteil dürfte die wachsende Zahl steuer-
pflichtiger Erbschaften verursacht haben, die aufgrund der Senkung der 
Freibeträge zustande kamen. Die Streichung der Steuerfreiheit für über-

12 Der Oberfinanzpräsident in Münster an die Leitstelle der Finanzverwaltung für 
die britische Zone, betr.: Erbschaftsteuer, arbeitsmäßige Auswirkung der neuen 
Bestimmungen, 24. März 1947, in: Leitstelle der Finanzverwaltung, in: BArch, 
Z31/373, Bl. 9 f.

13 Statistisches Amt für die Britische Besatzungszone, Erbschaftsteuerstatistik für das 
Kalenderjahr 1946, 31. Mai 1948, in: BArch, Z31/373, Bl. 7.

14 Ebd., Bl. 5.
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